
B iodiversität ist eine der wertvollsten 
Ressourcen der Erde, doch ihr Verlust 
schreitet rasant voran. Fragt sich: Kann 

es ein Happy End für Biodiversität geben? Ja, 
muss es sogar – in unser aller Interesse! Denn 
Biodiversität ist die Grundlage unseres Lebens. 
Im Vorfeld der 13. Vertragsstaaten-Konferenz 
des Übereinkommens über die biologische Viel-
falt (COP 13 der CBD) von 4.-17.12. in Mexiko 
und anlässlich der Konferenz „Mainstreaming 
Biodiversität – Unsere Natur gemeinsam schüt-
zen!“, die am 29. November 150 TeilnehmerIn-
nen an der MedUni Wien versammelte, riefen 
das BMLFUW und der Umweltdachverband alle 
Sektoren auf, für unsere Natur aktiv zu werden.

UWD: 13 Forderungen zum Schutz der 
biologischen Vielfalt in Österreich
Denn nur, wenn Biodiversitätsschutz zentraler 
Gegenstand interdisziplinärer Zusammenarbeit 
wird, haben gefährdete Tier- und Pflanzenarten 
eine reale Überlebenschance. Der Umwelt-
dachverband setzt sich daher im Rahmen des 
Projekts BIO.DIV.NOW, das vom BMLFUW 

und der EU gefördert wird, für die Erreichung 
der Ziele der nationalen Biodiversitätsstrategie 
ein und machte 2016 speziell darauf aufmerk-
sam, wie essenziell es ist, dass alle Sektoren, die 
Biodiversität nützen, auch Verantwortung für 
ihren Schutz übernehmen. Im Vorfeld der COP 
13 hat der UWD ein grundlegendes Papier er-
arbeitet, das 13 Forderungen zum Schutz der 
Biodiversität in Österreich beinhaltet und eine 
Kampagne gestartet, die zeigt, wie wichtig ge-
meinsames verantwortungsvolles Handeln ist. 

Mainstreaming – Integration von Bio-
diversität in alle Sektoren ist essenziell
Der sektorenübergreifende Ansatz ist unab-
dingbar für den Biodiversitätsschutz, denn 
Mainstreaming muss in allen Bereichen stattfin-
den. Biodiversitätsanliegen sind z. B. in sämtli-
chen Planungen im Energiebereich sowie in den 
Sektoren Raumordnung und Infrastruktur zu 
berücksichtigen. In der Landwirtschaft sollten 
verstärkt Bewusstseinsbildung für biodiversi-
tätsfördernde Instrumente, wie die ÖPUL-Na-
turschutzmaßnahme, betrieben werden. 

Für die Forstwirtschaft gilt: Die Waldstrategie 
2020+ beinhaltet ein klares Bekenntnis zum 
Schutz von Natur und Biodiversität. Allerdings 
sind nach wie vor nicht alle Naturwaldreserva-
te dauerhaft gesichert. Im Tourismus werden 
naturverträgliche Angebote immer wichtiger. 
Insbesondere geht es aber um die Akzeptanz 
von Endausbaugrenzen. An Unternehmen ap-
pelliert der UWD, den Wert der Biodiversität 
als essenzielle Ressource anzuerkennen und 
freiwillig Verantwortung für ihren Schutz zu 
übernehmen. Auf Bundesebene braucht es 
zudem Koordinierungskompetenz und stärkere 
Abstimmung der Biodiversitätsangelegenheiten. 
Die Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien, 
die Einhaltung der Verpflichtungen internatio-
naler Konventionen, die Regelung der Natio-
nalparks, sowie die Förderpolitik im Bereich der 
Ländlichen Entwicklung sollten auf bundeswei-
ter Ebene geregelt werden. 
Fazit: Die Basis für die Zukunft unserer Na-
turschätze lautet Zusammenarbeit. Denn nur 
gemeinsam wird es gelingen, den biologischen 
Reichtum auf Dauer zu sichern. l

biologische vielfalt bildet die Grundlage für wertvolle Ökosystemdienstleistungen, von denen 
zahlreiche Sektoren nicht nur profitieren, sondern ohne die ein Wirtschaften bzw. Überleben nicht möglich ist. Der 

Umweltdachverband setzte sich 2016 mit voller Kraft für das Zusammenspiel aller AkteurInnen ein.

kurz&bündig   
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Bienenfest Am Himmel 
Vom Bienenlehrpfad über den Varroa-Con-
troller bis zum Bio-Imkerei-Markt und zum 
Bienenquiz. Auch 2016 veranstalteten das 
Kuratorium Wald und der Umweltdachver-
band anlässlich des Endes einer weiteren 
Bienensaison das traditionelle Bienenfest 
Am Himmel. Am ersten Oktoberwochen-
ende freuten sich zahlreiche BesucherInnen 
über ein vielfältiges Programm rund um 
Wild-, Honigbienen und Hummeln. Die 
Veranstaltung sollte auf spielerische und 
gleichzeitig informative Weise auf die Ge-
fährdung der Wild- und Honigbienen und 
ihren wichtigen Beitrag zur biologischen 
Vielfalt wie auch zur Wertschöpfung in der 
landwirtschaftlichen Produktion aufmerk-
sam machen.

Webtipp: www.himmel.at
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D er Umweltdachverband begrüßte die im 
April 2016 präsentierte Dachmarkenkam-
pagne von Nationalparks Austria, die Be-

wusstsein für diese Kronjuwelen des österreichi-
schen Naturerbes schafft. Studienergebnisse zeigen, 
dass unberührte Natur und ein intaktes Landschafts-
bild immer wichtiger werden. 2016 feierte der Nati-
onalpark Hohe Tauern seinen 35. und der National-
park Donau-Auen seinen 20. Geburtstag, anlässlich 
dessen er um 277 Hektar erweitert wurde. Insbe-
sondere in diesem  Jubiläumsjahr galt es, eine Neuauf-
lage der Nationalparkstrategie ernsthaft anzugehen.

Verbindliche Maßnahmen setzen
Denn: Die sechs österreichischen Nationalparks be-
stechen durch ökologische Vielfalt und Leistungen 
für Natur und Umwelt. An den Rahmenbedingun-
gen für diese Schutzgebiete gilt es aber Verbesse-
rungen vorzunehmen: Evaluierungen zeigen, dass ei-
ne Weiterentwicklung geboten ist. Eine Überarbei-
tung der Nationalparkstrategie ist daher begrüßens-
wert. Eine Schwachstelle in den aktuellen Rahmen-
bedingungen ist beispielsweise der Mangel an Ver-
bindlichkeit für zentrale Nationalpark-Schutzinstru-
mente, wie die Erstellung von Managementplänen 
und die Erreichung eines Anteils von 75 % Prozess-
schutzflächen. Gemäß den internationalen Vorga-
ben der Welt-Naturschutz-Organisation IUCN sind 
75 % der Nationalparkfläche spätestens 30 Jahre 
nach Gründung in eine vom Menschen nicht mehr 
wirtschaftlich genutzte Zone überzuführen. Ein 
Ziel, welches bis dato nur im Nationalpark Thayatal 
realisiert wurde. 

Qualität und Zusammenarbeit sicherstellen
Die Sicherstellung der Qualität des Nationalparkma-
nagements und die Hebung von Effizienzpotenzialen 
in der Verwaltung sind weitere Elemente einer ge-
lungenen Nationalparkstrategie. Die länder- und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen 
den Nationalparkverwaltungen sowie die Entwick-
lung bundesländerübergreifender Konzepte in den 
Bereichen Öffentlichkeitsarbeit und Umweltbildung, 
BesucherInnenlenkung, Forschung und Dokumenta-
tion müssen stärker forciert werden. 
Fazit: Der zeitliche Horizont der Nationalpark-Stra-
tegie 2020+ deckt sich mit jenem der Biodiversitäts-
Strategie Österreich 2020+. Mit starken Maßnah-
men zur Bewahrung der Kostbarkeiten aus Flora 
und Fauna können auch die Nationalparks einen ge-
wichtigen Beitrag zur Erreichung der Biodiversitäts-
ziele leisten. l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/presse

EU-Naturschutzrichtlinien im Brennpunkt	
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F FH- und Vogelschutzrichtlinie sind Grundlage 
für die Einrichtung von mittlerweile mehr als 
270 heimischen Natura 2000-Gebieten. Ob-

wohl die Richtlinien seit 1995 in Österreich in Kraft 
sind, bestehen immer noch Vorurteile und Ängste, 
wenn es um die Ausweisung neuer Gebiete und die 
Umsetzung von Projekten in diesen Gebieten geht. 
Der UWD beauftragte daher im Rahmen des von 
EU und Bund geförderten Gemeinschaftsprojekts 
„gREen.watch“ die Technische Universität Wien, den 
Zusammenhang zwischen Natura 2000 und Wirt-
schaft zu erforschen. Unter Federführung von Mi-
chael Getzner arbeiteten der Natura 2000-Experte 
Wolfgang Suske und Ökonom Gottfried Haber von 
der Donau-Uni Krems an diesem Forschungsprojekt.

Natura 2000 kein Wirtschaftshemmnis
Die im Rahmen der Studie durchgeführte Langzeit-
analyse zeigt: Der Urbanisierungsgrad der Gemeinde 
ist ausschlaggebender für ihre Entwicklung als das 
Vorhandensein eines Natura 2000-Schutzgebiets. 
Ein direkter Zusammenhang zwischen der Entwick-
lung von Arbeitsstätten und Arbeitsmarkt und der 

Ausweisung von Natura 2000-Gebieten konnte 
nicht festgestellt werden. Weiters wird ausgeführt, 
dass Europaschutzgebiete einer touristischen Ent-
wicklung nicht im Wege stehen, sondern diese sogar 
beflügeln können. Die Studie beschäftigte sich zu-
dem mit dem Land- und Forstwirtschaftssektor. Es 
zeigte sich, dass die Umsetzung von Projekten im 
Rahmen der Ländlichen Entwicklung in Gemeinden 
mit Natura 2000-Flächen genauso möglich ist wie in 
Nicht-Natura 2000-Gemeinden. Die Ausweisung 
von Natura 2000-Gebieten, die naturgemäß eher in 
peripheren und ländlichen Regionen liegen, führt 
weder zu spürbaren positiven noch zu wesentlichen 
negativen regionalwirtschaftlichen Effekten. 
Fazit: Natura 2000 ist kein Verhinderungsinstrument 
und kein Wirtschaftshemmnis. Es gilt daher, mit be-
stehenden Vorurteilen aufzuräumen und alle Ener-
gie in die wirkungsvolle Umsetzung zu stecken sowie 
die Mittelbereitstellung für EU-Naturschutz zu ver-
bessern, um die biologische Vielfalt abzusichern. l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
tu-wien-et-al-2016-natura-2000-und-wirtschaft-pdf

Deregulierung & bessere Rechtsetzung – Chance oder Gefahr für Umwelt- und Naturschutz? UWD Fordert ambitionierte Überarbeitung der Nationalparkstrategie

Nationalparks: Ziele für 2020+

Studie: Natura 2000 & Wirtschaft

Natura 2000-News: 
Paukenschlag im April
Mit dem Ablaufen der Frist zur Nachnomi-
nierung Ende 2015 wurde die Meldung wei-
terer Natura 2000-Gebiete für wertvolle 
Habitate und Lebensräume durch die Bun-
desländer mit Spannung erwartet. Seit dem 
letzten Bewertungsseminar im März 
2015 waren schlussendlich 55 neue Gebie-
te aus Oberösterreich, Salzburg, Vorarl-
berg, der Steiermark, Kärnten, Wien und 
Tirol hinzugekommen. Die neue Gebiets-
kulisse hätte im Rahmen eines zweiten bio-
geographischen Seminars mit der EU-Kom-
mission diskutiert und abgeschlossen wer-
den sollen. Doch so weit kam es vorerst 
nicht: Die Europäische Kommission sagte 
das für April anberaumte Seminar 2016 ab. 
Begründet wurde dies mit nach wie vor un-
zureichenden Nominierungen und man-
gelnder Datenqualität. Wenngleich dieser 
Schritt der Kommission überraschend kam, 
scheint er nicht unbegründet. Aufgrund der 
vorliegenden Daten blieben Lücken im 
Schutzgebietsnetzwerk, die trotz besseren 
Wissens nicht geschlossen wurden. Insbe-
sondere betrifft das Gebiete in Tirol und 
der Steiermark, wobei nach wie vor in fast 
jedem Bundesland der eine oder andere 
Mangel festzustellen ist. Die weiteren 
Schritte der EU-Kommission sind noch of-
fen. Es ist zu erwarten, dass der Druck auf 
die Bundesländer erhöht wird und dass die 
EU-Kommission sicherstellen will, dass je-
weils die österreichweit repräsentativsten 
und geeignetsten Gebiete tatsächlich unter 
Schutz gestellt werden. Der Umweltdach-
verband appellierte daher erneut an die 
Bundesländer, den Gebietsfestlegungspro-
zess endlich zum Abschluss zu bringen, um 
sich anschließend dem Management der 
Gebiete widmen zu können.

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
themen/naturschutz/natura-2000

A larmstufe Rot hieß es in der Causa War-
scheneck: Die regionale Wirtschaftskam-
mer und der Tourismus-Verband Pyhrn-

Priel machten neuerlich Stimmung für eine angeblich 
„naturnahe“ Verbindung zwischen den Skigebieten 
Höss und Wurzeralm, die sich jedoch als noch un-
wirtschaftlicher und naturzerstörerischer entpuppte 
als alle Varianten, die bis dahin diskutiert worden wa-
ren. „Die Genehmigung einer Neuerschließung am 
Warscheneck und Opferung dieses streng geschütz-
ten Kalkstocks für die Seilbahnwirtschaft und den al-
pinen Skitourismus käme einer Bankrotterklärung 

des Naturschutzes gleich und wäre wirtschaftlich ein 
Desaster. Die OÖ Landesregierung muss ein Macht-
wort sprechen, einen Planungsstopp anordnen und 
eine nachhaltige Regionsentwicklung mit Fokus auf 
naturorientiertem Ganzjahrestourismus in die We-
ge leiten“, erklärte UWD-Präsident Franz Maier. 
Umweltdachverband, Naturfreunde, Naturschutz-
bund, Alpenverein und WWF forderten daher ei-
nen sofortigen Planungsstopp und eine klare Absage 
jeglicher Skischaukelprojekte. l

Webtipp: www.warscheneck.at

Pyhrn-Priel-Region: Planungsstopp gefordert
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D ie EU-Kommission unter Jean-Claude 
Juncker nimmt im Rahmen von Better 
Regulation (bessere Rechtsetzung) 

verstärkt Umwelt- und Naturschutzgesetzge-
bungen in den Fokus. Das Reformpaket soll für 
mehr Transparenz und höhere Qualität neuer 
Rechtsvorschriften sorgen. Fragt sich: Was be-
deutet bessere Rechtsetzung für den Umwelt- 
und Naturschutz tatsächlich? Ist sie ohne Einbu-
ßen von Umweltstandards möglich? Die Jahres-
tagung des Umweltdachverbandes nahm das 
Thema am 14. Oktober in Linz unter Beteiligung 
von Pieter de Pous (EEB), Lieselotte Feldmann 
(BMLFUW), dem OÖ Landesumweltanwalt 
Martin Donat, RechtsexpertInnen sowie Ver-
treterInnen namhafter Umwelt-NGOs unter 
die Lupe. Denn: Verwaltungsvereinfachung ist 
grundsätzlich nicht abzulehnen, doch man muss 
kritisch prüfen, ob es wirklich um Verbesserung 
oder eher um eine Verwässerung hart er-
kämpfter Umwelt- und Naturschutzstandards 
geht. Die UWD-Jahrestagung, die im Rahmen 
des von EU und Bund geförderten Kooperati-
onsprojekts gREen.watch (Projektpartner Bird-
Life Österreich und WWF Österreich) statt-
fand, zeigte auf, welche Chancen Deregulierung 
bieten bzw. wo sie Probleme bergen kann.   

Richtlinien sind etabliert – Umsetzung 
und Finanzierung ist zu stärken
Das Prinzip des hohen Schutzniveaus zählt zu 
den Grundlagen der europäischen Umweltpoli-
tik. Dieses wird durch die EU-Naturschutzricht-
linien gewährleistet. Wie die Ergebnisse des Fit-
ness-Checks belegen, besteht aus naturschutz-
fachlicher Sicht keine Notwendigkeit, diese zu 
verändern. Stattdessen ist die nach vielen Jahren 
gewonnene Rechtssicherheit und die Verständi-
gung zwischen Interessengruppen zu bewahren 
und im Interesse von Wirtschaft und Natur-
schutz fortzusetzen. Eine aktuelle Studie inter- 
nationaler Institute, die aufgrund des Fitness-
Checks von der Europäischen Kommission in 
Auftrag gegeben wurde, untermauert: Die EU-
Naturschutzrichtlinien sind up to date und lie-
fern einen Mehrwert. Dafür treten und traten 

auch die österreichischen Umwelt-NGOs ein, 
die bereits zwei Schreiben in dieser Sache an 
EU-Umweltkommissar Karmenu Vella gerichtet 
hatten. Darin sprachen sie sich klar für die Bei-
behaltung der Richtlinien und für Verbesserun-
gen hinsichtlich Umsetzung und Finanzierung 
aus. Besonders für föderal organisierte Staaten 
wie Österreich ist die Rolle der Europäischen 
Union von enormer Bedeutung. 

Bundesrahmenkompetenz gefordert
Darüber hinaus ist klar und wird auch durch 
Probleme auf österreichischer Ebene belegt: 
Die Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien 
und die Finanzierung müssen wesentlich ver-
bessert werden, um die biologische Vielfalt dau-
erhaft und effizient zu schützen. Es geht also 
nicht um die Ebene der Rechtsetzung, sondern 
vielmehr um die Ebene der Rechtsanwendung 
bzw. Verwaltungspraxis. In Österreich zeigt sich 
beispielsweise, dass neun verschiedene Imple-
mentierungsansätze nicht zielführend sind. 
Insbesondere bei der Umsetzung der europäi-
schen Naturschutzrichtlinien ist eine öster-
reichweit einheitliche Vorgehensweise im Sinne 
einer Bundesrahmenkompetenz dringend ge-
fordert.

Interventionen zeitigen Erfolg: EU-Na-
turschutzrichtlinien werden beibehalten!
Trotz des einhelligen Standpunkts einer Mehr-
zahl an Mitgliedstaaten, des europäischen Parla-
ments und europäischer BürgerInnen, die sich 
allesamt gegen eine Verwässerung der europäi-
schen Naturschutzrichtlinien einsetzen, zöger-
te die Europäische Kommission die Veröffentli-
chung der Schlussfolgerungen aus dem Fitness-
Check über Monate hinaus. Der Umweltdach-
verband appellierte daher 2016 mehrmals an 
die Verantwortlichen in der EU-Kommission, 
klar zu den Ergebnissen des Fitness-Checks von 
Fauna-Flora-Habitat- und Vogelschutz-Richtli-
nie zu stehen. Mit Erfolg: Nach zwei Jahren der 
Unsicherheit traf die EU-Kommission unter 
Jean-Claude Juncker am 7. Dezember 2016 
endlich die richtungsweisende Entscheidung für 
die Beibehaltung der EU-Naturschutzgesetze. 
Jetzt ist es an der Zeit, dass die EU-Kommission 
einen Aktionsplan für eine bessere Umsetzung 
ausarbeitet. l

Webtipps: www.umweltdachverband.at/refit; 
www.umweltdachverband.at/themen/
europaeische-umweltpolitik/fitness-check/
nachlese-jahrestagung
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Umweltschädliche 
Subventionen abbauen
Der UWD moniert seit Jahren den Abbau 
umweltschädlicher Subventionen. Im Feb-
ruar 2016 untermauerte eine WIFO-Stu-
die diese Forderung. Steuerausnahmen wie 
die Mineralölsteuervergünstigung für Die-
sel bzw. -befreiung für Kerosin, die Pend-
lerpauschale oder die Energieabgabenver-
gütung für energieintensive Industrie ha-
ben ihre Daseinsberechtigung längst verlo-
ren. Mit ihrer Abschaffung bzw. Umgestal-
tung könnte die Politik sinnvolle Lenkungs-
effekte in Richtung niedrigeren Energiever-
brauchs und Förderung Erneuerbarer in 
Gang setzen. Obendrein wäre dadurch mit 
bis zu 4,7 Mrd. Euro an jährlichen Mehrein-
nahmen zu rechnen. Alles in allem brächte 
der Abbau umweltschädlicher Subventio-
nen eine klare Win-Win-Situation: Rasch 
umsetzbare Klimaschutzmaßnahmen und 
eine Entlastung des Staatshaushaltes. 

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
presse

Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Prozesses
Darüber hinaus ging der Prozess in den Arbeitsgrup-
pen zur Energiestrategie höchst schleppend voran 
und ließ größte Zweifel an der Ernsthaftigkeit der 
Klimaschutzambitionen der Initiatoren aufkommen. 
Mitte Oktober wurden schließlich die Ergebnisse 
der Online-Konsultation veröffentlicht. Der Endbe-
richt wurde Ende Dezember vorgelegt. Das mehr als 
700 Seiten starke Konvolut zeugt allerdings noch 
nicht von einem großen Wurf – hier wird noch eini-
ges an Nacharbeit erforderlich sein.

Energiesparen, Effizienzsteigerungen und 
naturverträglicher Ausbau Erneuerbarer 
Fazit: Die Ratifizierung des Weltklimavertrags ist lo-
benswert, doch der Erfolg wird sich an der Umset-
zung von klar definierten Regierungszielen messen. 
Das im Oktober einstimmig beschlossene Energie-
wende-Positionspapier des Umweltdachverbandes 
zeigt die erforderlichen Schritte zum Ausstieg aus 
fossilen Energieträgern auf. Langfristige, verbindliche 
Ziele im Sinne von Planungs- und Investitionssicher-
heit sind ebenso wichtig wie das Bekenntnis zur völli-
gen Dekarbonisierung unserer Gesellschaft und eine 
Stärkung der Versorgungssicherheit im Inland durch 
einen naturverträglichen Ausbau Erneuerbarer in 
Österreich – ist die Versorgungssicherheit doch der-
zeit an (Energie)Importen festgemacht. Allen voran 
sind jedoch Energiesparen und Effizienzsteigerungen 
im bestehenden Energiesystem wichtig, um eine 
deutliche Reduktion des Energieverbrauches zu er-
reichen. Eine ökosoziale Steuerreform, die den Ab-
bau umweltschädlicher Subventionen forciert, ist ei-
ne rasch umsetzbare Notwendigkeit und würde 
energieeffizienten Technologien, die jetzt bereits am 
Markt sind, endlich zum Durchbruch verhelfen. l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
uwd-positionspapier-energiewende

Ökostromförderung für naturzerstörerisches kraftwerksvorhaben?

Causa Schwarze Sulm am Prüfstand
Naturverträglichkeit der 
Energiewende sichern 
Laut ÖSG 2012 sollen bis 2020 zusätzlich 
über 4.400 MW durch Windkraft, Photo-
voltaik, Wasserkraft sowie Biomasse und 
Biogas ausgebaut werden. Die Bestandsauf-
nahme der Ausbauten zeigt allerdings Kor-
rekturbedarf, denn obwohl die Ausbauziele 
laut Ökostrombericht 2015 übererfüllt 
werden, wurde der Anteil des Stroms aus 
Erneuerbaren am Endverbrauch nicht ge-
steigert. Einerseits frisst der Zuwachs im 
Stromverbrauch den Ausbau auf, anderer-
seits stoßen die Erneuerbaren an die Gren-
zen ihrer ökologischen Verträglichkeit. Eine 
Neuorientierung im Ökostrom-Fördersys-
tem steht an! Mit einer Novellierung des 
Ökostromgesetzes sollte ein Systemumbau 
bei der Wasserkraft eingeleitet werden: 
Förderung nur mehr für die Modernisie-
rung und das Repowering bestehender An-
lagen, keine öffentlichen Mittel mehr für die 
Zerstörung der letzten freien Fließgewäs-
serstrecken. Für alle andere Formen der 
Energieaufbringung aus Erneuerbaren gilt: 
Solange fossile und nukleare Stromerzeu-
gung subventioniert werden und damit die 
Marktreife Erneuerbarer verhindern, 
braucht es spezifische Förderregime – 
sonst sind unsere Klimaziele nicht erreich-
bar. Außerdem muss der Ausbau der Er-
neuerbaren strategisch erfolgen, um einen 
Wildwuchs zu vermeiden. Damit sind über-
regionale Pläne und Zonierungen, bei de-
ren Erstellung ökologische und soziale As-
pekte mitberücksichtigt werden, öster-
reichweit zu etablieren. 

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
presse

Pumpspeicher Koralm: 
UVP-Pflicht fast fix
Einen Etappensieg in puncto Umweltrecht 
und Naturschutz konnten Umwelt-NGOs 
Mitte August feiern: Das Bundesverwal-
tungsgericht (BVwG) folgte der Ansicht von 
UWD und anderen NGOs, dass es sich 
beim Pumpspeicher Koralm sehr wohl um 
eine UVP-pflichtige Wasserkraftanlage han-
delt! Die Umwelt-NGOs hatten gegen den 
im Mai ergangenen Bescheid des Landes 
Steiermark, mit dem festgestellt wurde, 
dass zur Errichtung dieses geplanten Kraft-
werks keine UVP durchzuführen ist, Be-
schwerde eingelegt – und zu Recht gewon-
nen! Denn die Gigantomanie des Projekts 
ist ungeheuerlich: Mit einer Turbinenleis-
tung von rund 1.000 MW, was den UVP-
Schwellenwert von15 MW um ein Vielfa-
ches überschreitet, wäre das Kraftwerk das 
stärkste in Österreich und das zweitgrößte 
seiner Art in Europa. Die sachgerechte Ent-
scheidung des BVwG gibt Hoffnung, dass 
das Megaprojekt in diesem hochsensiblen 
alpinen Gebiet – vom Bau betroffen wären 
u. a. ein Natura 2000-Schutzgut sowie ein 
Landschaftsschutzgebiet – verhindert wer-
den kann. Die endgültige Entscheidung liegt 
nun beim VwGH.

Webtipp: www.umweltdachverband.at

Wasserkraft: Mehrfaches Dilemma 

D ie E-Wirtschaft steht in Sachen Wasserkraft 
aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit vor 
einem ökonomischen Dilemma. Nichtsdes-

totrotz wird weiter ohne Rücksicht auf ökologische 
Verluste in den letzten freien Fließstrecken geplant: 
Laut diesjährigen Recherchen des Umweltdachver-
bandes sind 360 Vorhaben in Planung, Bau oder seit 
kurzem in Betrieb. Alarmierend dabei: 75 % aller in 
Planung befindlichen Kraftwerke liegen in sehr sen-
siblen oder sensiblen Gebieten! Prominente Parade-
beispiele sind die Kleinkraftwerke an der Schwarzen 
Sulm und der Isel oder das Megaprojekt Pumpspei-
cherkraftwerk Koralm. Diese Entwicklungen zeigen: 
Der energiewirtschaftliche Nutzen aus Wasserkraft-
werken steht in keiner Relation mehr zum Schaden 
an wertvollen Fluss- oder Bachlandschaften, insbe-
sondere verursacht durch die Vielzahl an Kleinkraft-
werken, die nur einen geringen Beitrag zur Strom-

produktion leisten. Angesichts dieser Zahlen und der 
Tatsache, dass in Österreich nur 37 % des Gewässer-
netzes in einem sehr guten oder guten ökologischen 
Zustand und damit weit weg vom 100 %-Ziel der  
Europäischen Union sind, fordert der Umweltdach-
verband punkto Kraftwerkausbau die weitere Aus-
weisung von Schutzgebieten und schützenswerten 
Gewässerstrecken als Tabuzonen. Eine zukunftsfähi-
ge Energieversorgung bedarf strategischer Energie-
raumplanungen auf überregionaler Ebene, welche 
den Schutz wertvoller Gewässerstrecken vor die Ein-
zelinteressen von KraftwerksbetreiberInnen stellen. 
Und: Statt weiterer Neubauten gilt es primär, die 
Möglichkeiten zu Effizienzsteigerung und Revitalisie-
rung bei bestehenden Anlagen zu nutzen. l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/themen/
wasser/wasserkraft/wk-planungen

S eit 17 Jahren beschäftigt die geplante Errich-
tung des Kleinwasserkraftwerks Schwarze 
Sulm Behörden und Gerichte – bis hinauf zum 

EuGH. Hauptgrund der Bedenken gegen diesen Kraft-
werksneubau ist, dass er in einer ökologisch sehr gu-
ten Gewässerstrecke der Schwarzen Sulm, die sich 
noch dazu in einem Natura 2000-Gebiet befindet, er-
folgen soll. Und obwohl der Kraftwerksbau unumstrit-
ten zu einer Verschlechterung des ökologischen Zu-
stands führen würde, erteilten die steirischen Behör-
den dem Vorhaben die nötige wasserrechtliche Ge-
nehmigung (Ausnahmebewilligung nach §104a WRG 
1959). Damit würde eines der bedeutendsten Flussju-
wele für ein Kleinwasserkraftwerk mit geringem 
energiewirtschaftlichen Output geopfert werden. 
Der ökologische Schaden für das Naturjuwel Schwar-
ze Sulm wäre jedenfalls enorm – eine Meinung, die 
nicht nur von Umweltorganisationen, sondern auch 
von der obersten Wasserrechtsbehörde geteilt wird.

Rücksicht auf Naturschutz gefordert
Hinzu kommt, dass die ProjektwerberInnen für das 
naturschutzfachlich und energiewirtschaftlich wider-
sinnigen Vorhaben eine Ökostromförderung in der 
Höhe von 3 Millionen Euro beantragt haben. Damit 
würde das Projekt letztlich durch Steuergelder unter-
stützt – und das, obwohl es nur in Folge unglücklicher 

Entwicklungen auf juristischer Ebene bis heute aktu-
ell ist. Die Realisierung des Kraftwerks würde nicht 
nur die Ziele der WRRL konterkarieren, sondern ei-
nen negativen Präzedenzfall schaffen, der nicht vor-
stellbare Auswirkungen auf die gesamte Gewässer-
landschaft des Landes sowie darüber hinaus hätte. 

Ökostrom: Förderregime überdenken 
Die aktuellen Entwicklungen an diesem Naturjuwel 
gehen an einer modernen naturverträglichen Ener-
giewende völlig vorbei. Im Sinne der Umsetzung 
Letzterer im Zuge der für 2017 geplanten Novelle 
des Ökostromgesetzes ist die uneingeschränkte 
Ausnahme von der Ökostromförderung von Klein-
wasserkraftwerken in ökologisch sehr guten Gewäs-
serstrecken bzw. von Vorhaben, die im Zuge eines 
Verfahrens nach § 104a WRG bewilligt wurden, un-
abdingbar. 
Fest steht: Vierzehn Jahre nach Beschluss des ersten 
österreichischen ÖSG und sechs Novellierungen 
später braucht unser Land ein Ökostrom-Förderre-
gime, das den Umbau des Systems im Fokus hat, und 
nicht ausschließlich den Bau neuer Kraftwerke. l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/assets/
Umweltdachverband/Publikationen/fact.sheet/201601-
fact.sheet-Schwarze-Sulm.pdf

Gewässerökologie wird 
ausgehungert
Wenn es nach der EU-Wasserrahmenricht-
linie (WRRL) geht, müssen Österreichs Ge-
wässer bis spätestens 2027 in einem guten 
oder sehr guten ökologischen Zustand sein.  
Während die chemischen Qualitätskompo-
nenten der heimischen Fließgewässer mitt-
lerweile durchaus passabel sind, kämpfen 
die heimischen Gewässer massiv mit Begra-
digungen, Verbauungen durch Kraftwerke 
und Regulierungen. Laut Entwurf des 2. Na-
tionalen Gewässerbewirtschaftungsplans 
(NGP) sollen in der aktuellen Sanierungspe-
riode 2016-2021 Maßnahmen im selben 
Ausmaß der 1. Sanierungsperiode (2009-
2015) umgesetzt werden. Dazu wären min-
destens weitere 140 Mio. Euro notwendig. 
Allerdings sieht die vorliegende Novelle des 
Umweltförderungsgesetzes (UFG) lediglich 
eine Verlängerung des Zusagezeitraums der 
bis Ende 2015 nicht ausgeschöpften Mittel 
bis Ende 2017 vor. Es handelt sich dabei um 
4 Mio. Euro. Weitere Fördermittel wurden 
nicht in Aussicht gestellt. Damit ist die Do-
tierung für gewässerökologische Sanie-
rungsmaßnahmen in Umsetzung der WRRL 
2016-2021 nach wie vor nicht gesichert. 
Der UWD machte u. a. in seinem Positions-
papier „Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL) in Österreich“ deutlich, 
dass diese massive Unterdotierung die wei-
tere, dringend notwendige Verbesserung 
des ökologischen Zustands der österreichi-
schen Fließgewässer verhindert und die Er-
reichung der Umweltziele nach WRRL kon-
terkariert und forderte mit Nachdruck eine 
adäquate Aufstockung der Mittel.

Webtipp: www.umweltdachverband.at/
assets/Umweltdachverband/Publikationen/
Positionspapiere/2016-UWD-Positions-
und-Forderungspapier-WRRL-2016.pdf

Wasserkraftwerksliste zeigt: 75 % der Planungen in sensiblen Gebieten

Wo bleibt Österreichs Strategie?
Energie- und klimapolitik: ohne konsequenz und wirksame maSSnahmen

Ö sterreich unterzeichnete im April als drit-
tes EU-Land den Weltklimavertrag von Pa-
ris. Mitte Juni wurde das zukunftsweisende 

Abkommen im Ministerrat genehmigt, Anfang Ok-
tober schließlich auch von der EU ratifiziert, womit 
der Pakt noch 2016 in Kraft trat. Die internationale 
Staatengemeinschaft hat sich in diesem historischen 
Dokument dazu verpflichtet, die Erderwärmung auf 
maximal zwei Grad im Vergleich zum vorindustriel-
len Zeitalter zu begrenzen. 

Prozess kam bereits im Vorfeld ins Stocken
Österreichs Beitrag zum globalen und nationalen 
Klimaschutz sollte im Berichtsjahr neu verhandelt 
werden. Doch bereits im Vorfeld kam der Prozess 
gehörig ins Stocken: Wirre Verhältnisse bezüglich 
der Online-Konsultation, eine unklare Zusammen-
setzung der sechs Arbeitsgruppen und ein Weiß-
buch, welches voraussichtlich erst 2017 erscheinen 
wird, sorgten vor allem unter den Umwelt-NGOs 
für Unmut. Wiederholt rief der Umweltdachver-
band die Regierung dazu auf, die Ärmel endlich 
hochzukrempeln und alle relevanten Stakeholder in 
die Erarbeitung einer zukunftsweisenden, nachhalti-
gen Strategie im Sinne der Pariser Ergebnisse einzu-
binden.
 
Haarsträubende Kampagne von WKO & IV
Anfang September 2016 schien es dann endlich so-
weit: Die öffentliche Konsultation war beinahe ab-
geschlossen, die Arbeitsgruppen im Prozess zur Er-
arbeitung eines Grünbuches standen in den Startlö-
chern. Prompt begannen die Industriellenvereini-
gung (IV) und die Wirtschaftskammer (WKO) das 
Vorankommen einer ambitionierten Strategie zu 
hintertreiben, indem sie ihre Mitglieder schriftlich 
dazu aufforderten, Sand ins Getriebe zu streuen. 
Ein Vorgehen, das der Umweltdachverband scharf 
kritisierte.
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D ie Aarhus-Konvention wurde am 17. Jänner 
2005 von Österreich ratifiziert. Im Zentrum 
der Konvention stehen das Recht auf Um-

weltinformation, die Möglichkeit der Beteiligung an 
umweltbezogenen Entscheidungsverfahren und der 
Gerichtszugang für Mitglieder der (betroffenen) Öf-
fentlichkeit in umweltrechtlichen Angelegenheiten. 
Allerdings lässt insbesondere die Umsetzung des in 
Artikel 9 Abs. 3 festgeschriebenen Gerichtszuganges 
der Öffentlichkeit in Österreich noch auf sich warten 
– sehr zum Nachteil von Umwelt-NGOs und Bür-
gerinitiativen. In der Praxis bedeutet dies, dass z. B. 
Bauprojekte ohne UVP-Verfahren, welche trotzdem 
negative Auswirkungen auf die Umwelt haben kön-
nen – z. B. Kleinwasserkraftwerke an sensiblen Ge-
wässern und Windräder in Waldgebieten –, von der 
Öffentlichkeit nicht zur Überprüfung durch unab-
hängige Gerichte herangetragen werden können. 

Laufendes Vertragsverletzungsverfahren
Seitens der Betroffenen steigen v. a. der Umwelt-
dachverband und das Ökobüro – Allianz der Um-
weltbewegung seit Jahren für die Rechte der NGOs 
auf die Barrikaden. Auch die EU-Kommission ist der 
Ansicht, dass der Zugang von Umwelt-NGOs zu 
Gerichten nicht ausreichend umgesetzt wurde und 
führt seit Juli 2014 ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Österreich. Die LandesumweltreferentInnen 
beschlossen daher im Mai 2015 die Umsetzung end-
lich anzugehen. In Wien setzte man im heurigen 
Sommer als erstes Bundesland entsprechende legis-
tische Schritte und schickte Novellen der Wiener 
Naturschutz-, Nationalpark-, Fischerei- und Jagdge-
setze in Begutachtung. Konkret sollen anerkannte 
Umweltorganisationen – 27 davon sind in Wien ak-
tiv, darunter auch der UWD – bei Projekten, für die 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) not-
wendig ist, gegen Bescheide nachträglich binnen vier 
Wochen ab Online-Veröffentlichung Beschwerde 

D  ie internationale Gemeinschaft hat sich mit 
der Verabschiedung der Sustainable Deve-
lopment Goals (SDGs) – einem Katalog mit 

17 globalen Nachhaltigkeitszielen – und dem Klima-
abkommen von Paris große Ziele gesetzt. Doch wie 
sehr fühlt sich Europa zur ambitionierten Zielverfol-
gung verpflichtet? Dieser Frage stellten sich am 26. 
September im Wiener MAK – Museum für ange-
wandte Kunst hochrangige VertreterInnen aus Poli-
tik, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft im 
Rahmen der internationalen EEB Jahreskonferenz 
„From Sustainability Talk to Policy Walk“. Im Mittel-
punkt der Konferenz, die in Zusammenarbeit mit 
dem Umweltdachverband und mit Unterstützung 
von Bund und Europäischer Union stattfand und 
mehr als 250 BesucherInnen anlockte, standen poli-
tische Strategien und deren Umsetzung zu den The-
men Klimawandel, Schutz der Biodiversität und um-
weltgerechte Landwirtschaft sowie Förderung der 
Kreislaufwirtschaft. Es wurde diskutiert, wie die fest-
gelegten Ziele umzusetzen sind und welche Auswir-
kungen das Brexit-Votum auf die Umwelt- und 
Nachhaltigkeitspolitik in Europa hat. 

Starke EU braucht Transparenz, Bürgernähe 
und klares Bekenntnis zur Nachhaltigkeit
Der Umweltdachverband ist stolz darauf, dass es 
Mithilfe des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
2016 gelungen ist, dieses zentrale zivilgesellschaftli-
che Event der europäischen umweltpolitischen 

beim Landesverwaltungsgericht Wien erheben dür-
fen. Die Beschwerdeberechtigung soll allerdings nur 
gegen jene Bescheide bestehen, die in solchen Ver-
fahren ergangen sind, welche in Umsetzung der 
FFH- und der VS-Richtlinie durchgeführt werden. 
Dies ist rechtlich nicht haltbar und kann nur ein ers-
ter Schritt einer Umsetzung sein.

Parteistellung für Umwelt-NGOs gefordert
Der UWD hat die Novelle begutachtet: Die Wiener 
Initiative ist zwar begrüßenswert, der große Wurf 
bleibt jedoch leider aus. Der Öffentlichkeit Verfah-
rensrechte einzuräumen, ohne diese auch so effektiv 
zu gestalten, damit sie tatsächlich zur Verbesserung 
von Umwelt und -verfahren dienen, reicht nicht aus. 
Geht es nach dem vorliegenden Beamtenentwurf, 
sollen NGOs auch künftig bei Genehmigungsverfah-
ren lediglich im Vorzimmer warten müssen und erst, 
wenn die Sache mit einem Verwaltungsbescheid be-
siegelt ist, nur in einem nachträglichen Beschwerde-
verfahren innerhalb von vier Wochen einen Geneh-
migungsbescheid bekämpfen können. Ein nachträgli-
ches Beschwerderecht verursacht jedoch höhere 
Verwaltungskosten, verlängert die Verfahrensdauer, 
bringt kein Mehr an Umweltschutz und verunsichert 
die Wirtschaftsunternehmen. Der UWD fordert 
daher Genehmigungsverfahren, wo alle auf gleicher 
Augenhöhe eingebunden sind, also volle Parteien-
rechte haben und sich bereits im Verfahren, wenn die 
Entscheidung noch offen ist, proaktiv einbringen kön-
nen. Auf diese Weise können auch Behörde und Pro-
jektwerberInnen frühzeitig auf Kritik zum Vorhaben 
reagieren. Der UWD appellierte folglich an die Lan-
deshauptleutekonferenz, endlich einheitliche Verfah-
rensstandards für Umweltverfahren in allen Bundes-
ländern einzuführen, die sowohl den Vorgaben der 
EU, als auch der Aarhus-Konvention entsprechen. l

     
Webtipp: www.unece.org/env/pp/treatytext.html

„Grassroot“-Organisationen erstmals in seiner Ge-
schichte nach Wien zu holen. Der Umweltdachver-
band wollte damit in Zeiten von Europaskeptizismus 
ein klares Bekenntnis zu einer starken Europäischen 
Union ablegen und gleichzeitig darauf hinweisen, 
dass nicht nur soziale, sondern auch umweltpoliti-
sche Herausforderungen vor uns stehen, welche die 
Union nur mit mehr Transparenz, Bürgernähe und 
einem klaren Bekenntnis zur Nachhaltigkeit lösen 
können wird. „Nicht mehr Nationalstaatlichkeit 
oder der reine Rückzug in den Binnenmarkt, son-
dern mehr Integration und die Orientierung an den 
SDGs sind jene Richtungen, die wir den nationalen 
Regierungen und den europäischen Entscheidungs-
trägerInnen für die Weiterentwicklung der Union 
mitgeben möchten“, betonte UWD-Geschäftsfüh-
rer Michael Proschek-Hauptmann. l

Webtipp: www.eebconference.eu

UWD fordert: Gerichtszugang für NGOs in Umweltverfahren endlich umsetzen

Aarhus-Umsetzung: zu zauderhaft!

wien als Zentrum europäischer Umweltpolitik: FROM SUSTAINABILITY TALK TO POLICY WALK

Event: EEB Jahreskonferenz 2016

B oden ist eine unserer wichtigsten Ressour-
cen. Doch er wird immer knapper! Öster-
reich ist europäischer Spitzenreiter im Bo-

denverbrauch. Jeden Tag muss eine Fläche in der 
Größe von rund 30 Fußballfeldern für Verkehr, 
Wirtschaft und Wohnraum Platz machen. Um den 
Flächenverbrauch einzudämmen, brauchen wir ös-
terreichweit und in ganz Europa strategische Raum-
planungs- und Landnutzungskonzepte sowie klare 
Richtlinien und Grenzwerte für den weiteren Flä-
chenverbrauch.

Damit wir den Boden nicht unter den Füßen 
verlieren: Bürgerinitiative gestartet
Der Umweltdachverband engagiert sich in vielen 
Aktivitäten und Projekten für den Bodenschutz: sei 
es hinsichtlich energiewirtschaftlicher Raumplanung, 
auf dem Gebiet des Biodiversitäts- und Naturschut-
zes, im Hochwasser- und Gewässerschutz, in der 
Landwirtschaft, im Kulturlandschaftsschutz oder im 
Bereich des sensiblen Ökosystems Alpenraum. Der 
Umweltdachverband steht deshalb der Europäi-
schen Bürgerinitiative People4Soil – einem Netz-
werk von bis dato mehr als 400 Organisationen – als 
nationale Koordinationsstelle zur Seite, um europa-
weit wirkungsvolle Bodenschutzziele zu erreichen. 

Denn die bestehenden EU-Regelungen reichen 
nicht aus, um ein angemessenes Schutzniveau für al-
le Böden in Europa abzusichern. Bis September 
2017 müssen mindestens eine Million BürgerInnen 
aus mindestens sieben EU-Mitgliedstaaten die Initia-
tive People4Soil unterstützen, damit sie die ge-
wünschte Wirkung erzielt und die Europäische 
Kommission einen Gesetzesvorschlag in Sachen Bo-
denschutz erarbeitet. Der Umweltdachverband will 
mithelfen, diese Herausforderung zu meistern. 
Österreich braucht 13.500 UnterstützerInnen: Ma-
chen auch Sie mit –  jede Stimme zählt! l

Webtipp: www.umweltdachverband.at/people4soil

People4Soil: Stimmen pro Bodenschutz!

Netzwerk Zukunftsraum 
Land: innovativ & aktiv
Das Netzwerk Zukunftsraum Land hielt 
2016 zahlreiche Veranstaltungen ab. Im Ap-
ril fand ein Seminar zum Thema Erfolg und 
Misserfolg der ÖPUL Naturschutzmaßnah-
me statt. Die ÖPUL UBB-Maßnahme stand 
im Rahmen zweier Seminare zu den The-
men Acker bzw. Grünland im Fokus. Zwei 
weitere Veranstaltungen widmeten sich 
dem Bereich Klimaschutz und Luftreinhal-
tung, ein regionales Fachseminar dem 
Schwerpunkt Bodenschutz. Zudem fanden 
das jährliche Vernetzungstreffen der Schutz-
gebietsbetreuerInnen und eine Kooperati-
onsveranstaltung mit der deutschen Vernet-
zungsstelle (DVS) statt. Auf die Suche nach 
innovativen Ideen zum Thema Bodenschutz 
im ländlichen Raum begab sich gegen Jahres-
ende das Open-Innovation-Forum (OIF). 
 
Webtipp: www.zukunftsraumland.at
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Verwaltungsreform: 
Angriff auf Umwelt-
standards abgewehrt
Mitte Oktober wurde ein Verwaltungsre-
formgesetz in die öffentliche Begutach-
tung geschickt, welches die Änderung 
von insgesamt 25 Materien- und Verfah-
rensgesetzen beinhaltet. Ziel des Re-
formpakets war es, raschere Umweltver-
fahren, insbesondere was UVP-Verfahren 
anbelangt, zu erreichen. Der UWD be-
gutachtete den Entwurf und stellte fest: 
Statt Verwaltungsvereinfachung und Ver-
fahrensbeschleunigung würden die ange-
strebten Änderungen eine Herabsetzung 
der bewährten Qualitätsstandards der 
Verfahren bringen und diese sogar lang-
samer machen – zu Lasten aller, auch der 
Unternehmen. Der UWD wies darauf 
hin, dass aufgrund des Anpassungsbe-
darfs an die EU-rechtlichen Vorgaben ei-
ne Änderung des UVP-Gesetzes im Jahr 
2017 notwendig sein werde und daher  
kein Grund bestehe, überstürzt eine der-
art in die Verfahrensrechte von Beteilig-
ten eingreifende Änderung durchzufüh-
ren. Auch die GewO-Novelle würde 
nicht hinnehmbare Einschnitte für die 
Umwelt im Anlagenverfahren bringen. 
Der UWD forderte die Bundesregierung 
und die zuständigen Ressorts im Schul-
terschluss mit den Umweltanwaltschaf-
ten auf, das Paket in dieser Form Mitte 
Dezember nicht durch den Ministerrat 
zu winken. Mit Erfolg: Die Novelle zum 
UVP-Gesetz wurde entschärft, wiewohl 
einige Wermutstropfen – wie die Ver-
schärfung der Kumulationsbestimmun-
gen und die Beschneidung des NGO-
Rechtsschutzes – bleiben.

Webtipp: www.umweltdachver-
band.at/presse

CIPRA Österreich: Stopp 
dem Skigebietsausbau!
Der grassierende Ausbau von Skigebieten 
führt zu ruinösem Wettbewerb, zerstört 
Natur und Landschaft und konterkariert 
nachhaltiges Wirtschaften. Die CIPRA-
Vertretungen von Deutschland, Österreich 
und Südtirol monierten daher ein Morato-
rium beim Skigebietsausbau. Am 21. April 
veranstalteten CIPRA Österreich zudem 
gemeinsam mit Partnern einen Workshop, 
der die Bedeutung und Anwendbarkeit des 
Energieprotokolls aus rechtlicher Sicht un-
ter die Lupe nahm. Ende Juni fand in Bad 
Reichenhall eine Tagung statt, bei der Bo-
denexpertInnen ein grenzüberschreitendes 
Bodenschutzgremium forderten. Auch die 
Rechtsservicestelle Alpenkonvention bei 
CIPRA Österreich hat sich intensiv mit 
dem Bodenschutzprotokoll auseinanderge-
setzt – mehr dazu in der Alpenkonven-
tions-Zeitschrift Nr. 79.

Webtipp: www.cipra.at

FORUM Umweltbildung: 
BNE macht Schule!
Von der ÖKOLOG Sommerakademie über 
die erfolgreiche vierte Auflage der 
FUTURE LECTURES bis hin zur Vernet-
zungs- und Auszeichnungsveranstaltung 
zum Weltaktionsprogramm Bildung für 
nachhaltige Entwicklung „Ausgezeichnet! 
Lernen für die Zukunft“ Ende Dezember: 
Das FORUM Umweltbildung hat auch 2016  
im Bereich Bildung für nachhaltige Entwick-
lung (BNE) zahlreiche Veranstaltungen und 
vielfältige Projekte erfolgreich realisiert. 
Publikationen wie „Stimmt das? Über den 
kritischen Umgang mit Informationen und 
Medien“, das Koch- und Lesebuch „Von feu-
rigen Bohnen und kichernden Erbsen“, 
oder das BNE-Jahrbuch „Im Wandel“ 
brachten kulinarischen und wertvollen Le-
sestoff. Zudem wurden „Bau(m)land – ein 
Planspiel über die Ressource Boden“ und 
„the BOX – innovative Stundenbilder für 
zwischendurch“ für 6-10-Jährige erarbeitet. 

Webtipp: www.umweltbildung.at
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Umfahrung Schützen: 
kein Ende in Sicht!
Das trotz der Bedenken von Umweltor-
ganisationen wie dem Umweltdachver-
band und Teilen der ansässigen Bevölke-
rung in Angriff genommene Straßenbau-
projekt B50 – Umfahrung Schützen be-
schäftigte den UWD auch im Berichts-
jahr. Das Projekt, welches ohne ord-
nungsgemäße UVP unter Beteiligung der 
betroffenen Bevölkerung von LH Niessl in 
Angriff genommen worden war, wurde im 
Lauf des Jahres zur Posse. Der Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH) hob Ende 2015 
die wasserrechtliche Bewilligung für die 
B50 wegen Rechtswidrigkeit und im April 
2016 die Enteignungsbescheide des Lan-
des auf. Zudem hat der VwGH im Juli aus-
drücklich festgehalten, dass dem UWD 
die rechtliche Möglichkeit eingeräumt 
werden muss, die UVP-Pflicht als Einwen-
dung in den noch offenen Materienverfah-
ren zum Bau der Umfahrung Schützen 
einzubringen, was im August seitens des 
UWD geschah. Nur eine ordnungsgemäß 
durchgeführte UVP kann noch sicherstel-
len, dass die gravierenden Mängel der zur-
zeit nach wie vor widerrechtlich betriebe-
nen Umfahrungsstraße beseitigt werden. 

Webtipp: www.umweltdachver-
band.at/presse

EEB-Präsident Mikael Karlsson, BM Andrä Rupprechter, UWD-Präsident Franz Maier (v.l.n.r.).

http://www.unece.org/env/pp/treatytext.html
http://www.eebconference.eu
http://www.umweltdachverband.at/people4soil
http://www.zukunftsraumland.at
http://www.umweltdachverband.at/presse
http://www.umweltdachverband.at/presse
http://www.cipra.at
http://www.umweltbildung.at
http://www.umweltdachverband.at/presse
http://www.umweltdachverband.at/presse
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D en Auftakt des Veranstal-
tungsreigens machte Ende 
Jänner das Naturvermitt-

lungsseminar zum Thema „Biodi-
versität begreifen – gewusst wie!“ 
im Pielachtal (NÖ). Im Februar fan-
den eine Aarhus-Fachenquete so-
wie ein Workshop statt, im Okto-
ber zwei Workshops zum Thema 
„Naturschutzverfahren und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung“. Zu den 
Höhepunkten zählten die EEB Jah-
reskonferenz in Wien am 26. Sep-
tember sowie die UWD-Jahres-
konferenz am 14. Oktober in Linz, 

welche sich dem Thema „Deregu-
lierung & bessere Rechtsetzung – 
Chance oder Gefahr für Umwelt- 
und Naturschutz?“ widmete. Am 
12. Oktober ging die Netzwerk 
Zukunftsraum Land-Jahreskonfe-
renz in Krieglach, Ende November 
das Open-Innovation-Forum in St. 
Pölten über die Bühne. Im Okto-
ber wurde die UWD-Vollver-
sammlung abgehalten, im April 
bzw. Oktober jeweils eine Konfe-
renz der Mitgliedsorganisationen. 
Die internationale Tagung „Main-
streaming Biodiversität – Unsere 

Natur gemeinsam schützen!“ feier-
te am 29. November in Wien ei-
nen großen Erfolg. Weiters fun-
gierte der UWD als Träger der 
TRIGOS-Plattform und wirkte in 
der Jury des TRIGOS-Preises mit. 
Ferner profilierte sich der UWD 
als Drehscheibe eines NGO-Was-
ser-, NGO-Klimaschutz- sowie ei-
nes NGO-Biodiversitäts-Netz-
werks. Neben den nach außen 
wirksamen Veranstaltungen fan-
den zudem regelmäßige Gremien-
sitzungen und Arbeitsgruppentref-
fen zu relevanten Themen statt. l

D er Umweltdachverband hat 2016 seine Po-
sition zu einer Vielfalt an Themen betref-
fend Umwelt-, Naturschutz und Nachhaltig-

keit in 60 Presseaussendungen und zahlreichen Pres-
sekonferenzen vertreten. Dazu kamen öffentliche 
Auftritte, die Informationstätigkeit via Website,  
Facebook und Twitter, zwölf monatlich erscheinen-
de plus drei Sondernewsletter fact.s sowie drei 
Ausgaben der Zeitschrift fact.um. Überdies ver-
fasste der UWD eine Vielzahl an Fachartikeln, u. a. 
für die Rubrik „wald & umwelt“ der Forstzeitung. Zu 
den weiteren Aufgaben zählte die Abstimmung mit 
den Mitgliedsorganisationen. 2016 arbeitete der 
UWD ferner zahlreiche umweltpolitisch relevante 
Stellungnahmen aus, z. B. zum Entwurf eines Verwal-
tungsreformgesetzes, zum Entwurf einer Novelle 

des Wiener Umweltinformationsgesetzes, zu den 
Fragen der Konsultation zum Grünbuch für eine in-
tegrierte Energie- und Klimastrategie,  zum Entwurf 
einer Novelle des Umweltförderungsgesetzes, zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Gewer-
beordnung 1994 geändert wird, zum Entwurf der 
Österreichischen Nationalpark-Strategie 2020+  
u. v. m. Darüber hinaus erarbeitete der UWD fünf 
facten.lagen zu den Themen „Bleiben die Ge-
richtstore für NGOs verschlossen?“, „Wasserkraft 
im Dilemma“,  „Mit Naturschutz die Region entwi-
ckeln, „Neobiota – ,Aliens‘ auf dem Vormarsch“ so-
wie „EU-Naturschutz und Wirtschaft“ mit wichtigen 
Basisinformationen für EntscheidungsträgerInnen 
und ein fact.sheet zum Thema „Causa Schwarze 
Sulm: Kleines Kraftwerk, große Symbolwirkung“. l

Öffentliche Präsenz

Veranstaltungen & Initiativen

Interessenvertretung & Clearingstelle

A uch im Jahr 2016 engagierte sich der Um-
weltdachverband in zahlreichen Beiräten 
und Kommissionen. Von der Nationalen 

Biodiversitätskommission über den Runden Tisch 
Wasser und den Nationalen Klimaschutzbeirat bis 
zum Bank Austria Nachhaltigkeitsforum haben sich 
die haupt- und ehrenamtlichen MitarbeiterInnen des 
Umweltdachverbandes eingesetzt, um Umwelt- und 
Naturschutzinteressen bestmöglich zu vertreten. 
Der Umweltdachverband brachte sich zudem in 
UVP-Verfahren ein und intervenierte gegen Bauvor-
haben an natürlichen oder naturnahen Flussab-
schnitten. Eine internationale Zusammenarbeit und 
Interessenvertretung erfolgte v. a. durch die Mitglied-
schaft bei internationalen Organisationen wie dem 

European Environmental Bureau (EEB), der IUCN 
und Europarc, dem World Council for Renewable 
Energy (WCRE), der österreichischen UNESCO-
Kommission, dem Verein zum Schutz der Bergwelt 
e.V. und der Plattform Green Budget Europe. 
Darüber hinaus fungierte der Umweltdachverband im 
Berichtsjahr als Clearingstelle für das BMLFUW. Im Fi-
nanzjahr 2016 konnten Fördermittel des BMLFUW in 
der Höhe von 251.750 Euro erfolgreich abgewickelt 
werden. Damit wurden 20 Einzelprojekte im Umwelt-, 
Naturschutz- oder Bildungsbereich von 16 Mitglieds-
organisationen unterstützt. Insgesamt wurden im Be-
richtsjahr für das Jahr 2015 18 Einzelprojekte von 14 
Mitgliedsorganisationen mit einer Gesamtsumme von 
265.000 Euro aufbereitet und abgerechnet. l


